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Gestern im KantOnsrat

Der St.Galler Kantonsrat hat
gestern Dienstag am zweiten
Sessionstag:

• die Dringlichkeit einer Inter
pellation aus den Reihen
der SVP abgelehnt, die eine
schnelle gesetzliche Regelung
für das Tragen von Kopftü-
chern in der Schule verlangt;

• die Staatsrechnung 2013
genehmigt;

• die Botschaft über die Bei
träge aus dem Lotteriefonds
gutgeheissen;

• Kenntnis genommen von
einem Regierungsbericht
über alternative Finanzie
rungsformen bei Investi
tionen;

• das kantonale Gesetz über das
Kindes- und Erwachsenen-
schutzrecht an die Praxis an
gepasst;

• Änderungen im Gesetz über
die Krankenversicherungen
zugestimmt, mit denen die
Auszahlung der Prämienver
billigung neu geregelt wird;

• diverse Vorstösse behandelt,
die das Finanz sowie das
Gesundheitsdepartement
betreffen. sda

Magersüchtig oder auf Kurs?
Kantonsrat Für die Bürgerlichen hat der st.Galler sparkurs
sich gelohnt; für die Linke spart der Kanton sich zu tode. einig
sind sich die beiden: Der Handlungsspielraum ist eng.

FinanzchefMartin Gehrermuss
te sich gestern im Parlament
«Zweckpessimismus» und
«Schwarzmalerei» vorwerfen las
sen. Der Grund: Die Staatsrech
nung2013 schliesst 100Millionen
besser ab als budgetiert. Eigent
lich ein Grund zur Freude. Doch
diese ist gedämpft. Der gute Ab
schuss ist nurdiehalbeWahrheit:
Er ist nur möglich, weil der Kan
ton sich erneut bei den Reserven
bedient hat. 110 Millionen waren
es imvergangenenJahr; ohnedie
se Bezüge von Eigenkapital hätte
ein Defizit von 37 Millionen re
sultiert.
Sozialdemokraten und Grüne

kritisieren, als Folge des übervor
sichtigen Budgetierens sei ein
Sparpaket nach dem andern be
schlossen worden. Die Zukunfts
gestaltung werde im Kanton
St.Gallen «krass» vernachlässigt.
«Wenn sparen zum einzigen Pro
gramm wird, gibt es keine Ent
wicklung mehr», hält Felix Gem
perle für die Fraktion fest. «Unser
Kanton wird nur noch verwaltet
und nicht mehr gestaltet.» Und
weiter: «Der Kanton St.Gallen ist
nicht schlank, er ist magersüch
tig.»
Eine Tatsache ist: Die St.Gal

ler Staatsrechnung hat in den
letzten 15 Jahren im Durch
schnitt jeweils um 80 Millionen

besser abgeschnitten als budge
tiert.

Druck nimmt nicht ab
«Schwarzmaler» Gehrer wehrt
sich: Er habe nicht gezielt zu tief
budgetiert, um «den Handlungs
druck zu erhöhenunddieEntlas
tungspakete zu rechtfertigen».
Wird er künftig die Erträge opti
mistischer einsetzen? «Wir kön
nen nicht auf das Prinzip Hoff
nungabstellen», sagtGehrer, «wir
haben bislang nach dem Prinzip
Vorsicht gehandelt, und wir sind
damit gut gefahren.»
Bereits heute steht fest: Der

Druck auf das nächste Budget
wird nicht kleiner. Der Kanton
muss künftig ohne die National
bankMillionen budgetieren. So
hat es das Parlament im Februar
beschlossen. Die Regierungmuss
also 40 Millionen «sparen» – bei
einem Gesamtaufwand von 4,7
Milliarden.
Sorge bereitet mehreren Frak

tionen, dass die Ausgaben erneut
um 1,9 Prozent zugelegt haben.
Im Jahr 2015 wirdmit einem tie
feren Anstieg von 1,7 Prozent ge
rechnet; 2017 sind es bereits wie
der 3 Prozent.

«Keine neuen Begehren»
Der Eindruck, der Kanton St.Gal
len schreibe schwarze Zahlen,

treffe sonichtzu,hältdieSVPfest.
Zwar habe sich das Defizit gegen
über dem Vorjahr verringert; ein
AnlasszurEuphorieseidasErgeb
nis aber keineswegs. Grünliberale
und BDP sprechen von einem
«Wermutstropfen» und meinen
damitdasEigenkapital, daserneut
eingeschossen wurde. Die Kan
tonsfinanzen seien wieder auf
Kurs, stellen CVP und EVP fest.
Doch die Fraktion warnt: Der
Haushaltdürfenunnichtmitneu
en Begehren wieder in Schieflage
gebrachtwerden.SiewarntvorIn
itiativen«inMillionenhöhe»–und
zielt damitwohl auf die Linkeund
deren Initiative «Bezahlbare
Krankenkassenprämien für alle».
Die Freisinnigen schliessen sich
an:«Für finanzielleBegehrlichkei
tenausdemlinksgrünenLagerbe
steht kein Spielraum.»

Spielraum begrenzt
Einig ist sich das Parlament: Der
finanzpolitischeHandlungsspiel
raum des Kantons ist nicht über
mässig gross – und er nimmt mit
jedem Griff zum Eigenkapital ab.
EndeJahrbetrugdiesesnoch684
Millionen. «Staatlich», sagt die
Linke. «Halb so gross wie 2009»,
beklagen die Bürgerlichen.
Der Fokus dürfte sich rasch

vom Eigenkapital weg bewegen,
wennderKantonerstmalswieder
«echt» schwarz abschliesst. 2016
soll dies der Fall sein – ohne das
Eigenkapital anzutasten.

RegulaWeik

Kanti LintH

Debatte zum Kanti-Neubau gefordert
elf Kantonsräte aus dem
Linthgebiet haben eine inter-
pellation zum Kanti-neubau
eingereicht. Und warten
noch immer auf eine antwort
seitens der regierung.

Yvonne suter (CVP, Rapperswil
Jona) zeigte sich überaus ver
wundert über die ausbleibende
Beantwortung der Interpella
tion, die in der Februarsession
eingereicht wurde: Diese warf
Fragen zur Standortanalyse für
denKantiNeubau in der Region
LinthgebietToggenburg auf.

IhreHaltung habe die Regierung
imMai an einerMedienkonfe
renz dargelegt (die Kanti bleibt
inWattwil). Nunwarte der ganze
Kanton gespannt auf die Debatte
im Parlament. Doch sei die Re
gierung in den letzten vierMo
naten noch nicht dazu gekom
men, auch eine Antwort auf die
Interpellation zu verfassen.

Dies sei bemerkenswert, sagte
Suter: «Die Bevölkerungwun
dert sich natürlich schon, wenn
die Regierung verkündet, sie
habe nun alle Grundlagen bei

sammen, um einen Standort
entscheid für die nächsten 40 bis
50 Jahre zu fällen.» Doch leider
reichten die Grundlagen nicht,
um die Fragen einer Interpella
tion aus demLinthgebiet und
einer Einfachen Anfrage aus
demToggenburg zu beantwor
ten, konstatierte die Kantons
rätin. Sie dankte demRegie
rungsrat für die Kenntnisnahme
ihrer Verwunderung: «Ich freue
mich, die Debatte noch nach
holen zu können – allerdings
lieber im Parlament als in den
Medien.» zsz

spitaL LintH

Spitalversorgung am Obersee erhalten
ein postulat fordert die regie-
rung auf, über bestehende
Kooperationen des spitals
Linth zu berichten und eine
kantonsübergreifende Zu-
sammenarbeit aufzuzeigen.

nils rickert (GLP, Rapperswil
Jona)monierte gestern imKan
tonsrat imNamen der GLP/
BDPFraktion, dass der St.Galler
Regierungsrat ihren Vorstoss
falsch verstanden habe: «Es geht
in unseremPostulat nicht pri
mär darum, eine kantonsüber
greifende Spitalregion zu prü

fen.» Der Kern des Vorstosses
bestehe vielmehr darin, die Stra
tegie aufzuzeigen, wie das Spital
Linth als kleinste Spitalregion
auch in Zukunft über Koopera
tionen ein gutes Angebot in einer
konkurrenzfähigenQualität bie
ten könne. Die kantonsübergrei
fende Spitalregion sei hier nur
eines vonmehrerenModellen,
das gedacht werden könne, be
tonte Rickert. Er warf die Frage
auf, ob Kooperationen auch
langfristig in einem immer här
ter umkämpftenMarkt ausreich
ten. Es stellten sich zahlreiche

Fragen, die nichtsmit einer
überkantonalen Fusion zu tun
hätten.

in der region Linth undUm
gebung sei imGesundheitswesen
vieles imUmbruch. «Es wäre
fatal, sich nun auf den Lorbeeren
der letzten Jahre auszuruhen
und auf dieWirkung einer weite
ren Sanierungsetappe zu hof
fen», sagte Rickert. Es gehe
darum, auch in Zukunft eine
qualitativ hochstehende Spital
versorgung amObersee zu
erhalten. zsz

Diskussion
vertagt
Kantonsrat Der st. Galler
Kantonsrat hat die Diskussion
um ein Kopftuchverbot –
interpellation von mike egger
– in der Volksschule vertagt.

DerRatdiskutierte gesternDiens
tag die Dringlichkeit einer Inter
pellation von Mike Egger (SVP,
Berneck). Er forderte darin eine
Gesetzesgrundlage, die «das Tra
genvonunziemlicherBekleidung,
demonstrativen Symbolen und
Kopfbedeckungen» in der Volks
schule untersagt. Die Interpella
tion steht in einer ganzen Reihe
von Vorstössen aus den Reihen
der SVP – aber auch der CVP –, in
denen es ums Tragen von Kopf
tüchernoderBurkasgeht. Sie sind
alle noch nicht beantwortet. Die
Regierunghatte angekündigt, alle
Vorstösse in einemBericht zu be
handeln, indemesumdieGrund
rechte und die Voraussetzungen
fürderenEinschränkungengehen
soll. Mike Egger warf der Regie
rung vor, sich vor der Verantwor
tung zu drücken. Er verwies auf
die hängigen Fälle zu Kopftuch
verboten an Schulen in St. Mar
grethen und AuHeerbrugg. Es
herrsche eine grosse Unsicher
heit. Er forderte die Regierung
auf, «sich für Schweizer Werte»
einzusetzen. sda

Kantonalbank-
Motion scheitert
Kantonsrat Das st.Galler
Kantonsparlament hat eine
motion der Linken abgelehnt,
die eine gesetzlich festgelegte
Weissgeldstrategie für die
Kantonalbank forderte.

Der St.Galler Kantonsrat behan
delte gestern drei Vorstösse zur
Kantonalbank (SGKB). Mit einer
Motion forderte die SP/Grünen
Fraktion gesetzliche Grundlagen
zur Durchsetzung einer umfas
sendenWeissgeldstrategieundei
ner Beschränkung der Geschäfte
der Bank auf denHeimmarkt.

Forderungen seien
rufschädigend
«Wir wollen nicht blind darauf
vertrauen, dassdie SGKBnurver
steuerte Vermögen entgegen
nimmt», sagt Bettina Surber (SP,
St.Gallen).Angesichts der «Repu
tationsschäden» nach dem Fall
Hyposwiss und der ungewissen
Situation im Steuerstreitmit den
USAmüssederKantonalsHaupt
aktionär mit gesetzlichen Vorga
ben eingreifen. Die Forderung

stösst im Parlament auf wenig
Sympathie. Thomas Ammann
(CVP, Rüthi) etwa bezeichnet die
Vorstösse der Linken zur SGKB
als «rufschädigend» und nicht
sachlich begründet.

Kritik an
Regierungsantworten
Finanzdirektor Martin Gehrer
hält fest, die Bank fahre bereits
einekonsequenteStrategie inBe
zug auf die Steuertransparenz
ausländischer Kunden. Ausser
dem habe sich die Konzentration
auf den Heimmarkt Ostschweiz
sowiedieMärkteDeutschschweiz
und Deutschland bewährt. Der
Rat lehnt dieMotionmit 79 zu 22
Stimmen ab.
Die SPGFraktion kritisiert zu

demzwei Interpellationsantwor
ten der Regierung zur Hyposwiss
und zum Klumpenrisiko der
SGKB. Es sei enttäuschend, so
Fraktionschef Peter Hartmann,
dass die Regierung nach dem
«HyposwissDebakel» keinenAn
lass fürpersonelleKonsequenzen
sehe. Adrian Vögele

Lotteriegelder gaben zu reden
Kantonsrat Der Kantonsrat
hat Lotteriefonds-Beiträge im
Umfang von 3,9 millionen
Franken bewilligt. Zu reden
gaben die WWF-Wiesenmeis-
terschaften und der Fonds für
Betroffene fürsorgerischer
Zwangsmassnahmen.

47 Einzelbeiträge aus demLotte
riefonds standengestern imKan
tonsparlament zur Debatte. Zwei
davon lösten Diskussionen aus.
Der erste Antrag betrifft 30000
Franken für die WWFWiesen
meisterschaften 2015 bis 2017. In
diesen Wettbewerben prämiert
der WWF Magerwiesen. Damit
will er Landwirte zu einer ökolo
gischenBewirtschaftungmotivie
ren und die Bevölkerung auf die
ökologische und wirtschaftliche
Bedeutung dieser Wiesen auf
merksam machen. 2008 hat im
unteren Toggenburg bereits eine
solche Meisterschaft stattgefun
den, weitere Wettbewerbe in
anderen St.Galler Regionen sind
geplant.
DieSVPunddieFDPFraktion

lehnendenLotteriefondsBeitrag
für die Wiesenmeisterschaften
ab. Er erfülle die notwendigen

Kriterien nicht: Das Projekt er
zeuge lediglich lokale Resonanz
undhabebereits 2007Unterstüt
zungsbeiträge erhalten, womit es
keine Innovation mehr darstelle.
DieMagerwiesenwürden imWei
teren bereits staatlich unter
stützt. «Zudemgeneriert dasPro
jekt für die Landwirtschaft kei
nerlei Mehrwert», sagt Walter
Freund (SVP, Eichberg).
Damit sindmehrere andereVo

tanten nicht einverstanden. «Die
Meisterschaftenwerden inunter
schiedlichen Regionen ausgetra
gen. Somit hat das Projekt über
regionale Ausstrahlung», sagt
Meinrad Gschwend (Grüne, Alt
stätten). Für die vorgesehenen
Regionen seien die Wettbewerbe
etwas Neues, ergänzt Andreas
Widmer (CVP, Mosnang). Die
GLPBDPFraktion ist ebenfalls
gegendieStreichung. «Magerwie
sen gehören zu den artenreichs
ten Lebensräumen überhaupt»,
hält Erika Häusermann (GLP,
Wil) fest. DerRat lehnt denStrei
chungsantrag mit 63 zu 44 Stim
men ab.
Die SVP wendet sich zudem

gegen einen Beitrag von 305000
Franken, die in den Soforthilfe

fonds für Betroffene fürsorgeri
scher Zwangsmassnahmen und
Fremdplatzierungen vor 1981
fliessen sollen. «Wir bestreiten
die Notwendigkeit dieses Sofort
hilfefonds nicht», betont Peter
Eggenberger (SVP, Rüthi). Doch
es sei despektierlich gegenüber
den Betroffenen, dafür auf den
Lotteriefonds zurückzugreifen.
MartinKlöti, VorsteherdesDe

partements des Innern, erklärt,
die zuständigen Regierungsräte
hätten sich auf nationaler Ebene
darauf geeinigt, dass für den So
forthilfefonds Lotteriegeld ver
wendetwerden solle. «Eshandelt
sich um eine Übergangslösung –
und die Entschädigung der Be
troffenen soll schnell gehen.»Da
rumsei derLotteriefondsdiebes
teOption.DieserAnsicht ist auch
dieMehrheit desParlaments:Der
Streichungsantrag der SVPFrak
tion wird mit 79 zu 22 Stimmen
abgelehnt. Keine Diskussion gab
es für die 750000 Franken für
Knies Kinderzoo. Dieser Beitrag
aus dem Lotteriefonds wird für
den Elefantenpark sowie die Er
neuerung der Anlagen für Gepar
de und Pinguine eingesetzt.

Adrian Vögele

Die ratslinke kritisierte Finanzchef Martin Gehrer, dass er den Kanton
zu Tode spare. Regina Kühne


